
6.B(;!iblatt Beiblatt z~r Parlamentskorrespondel1z , 25.J'uni 1953 

63/J Anfrage 

der Abg. Dr. G red 1 er, Dr. K rau s, Dr. P f e 1 f e r, Dr. R e i -
tl a n n, Her 1: e 1 e, S t end e b ach, und. Genossen 

an den Jundesminister'far die Auswärtigen Angelegewleiten, 

betreffena Vermögehs~erte österreichischer Staatsbürger in der ~SR. 
-.- ... 

Die österreichischen Staatsbü~g8r, ~elche Vermögensuerte in 

der CSR zurU.ckgelassen haben, sind mehrmals aufgefordert worden, diese an~­
melden, und zuar zuerst seitens der westli<:hen Alliierten, die im Jahre 1945 

AnmeldUllgen des österreiohischen Auslandsvermög~ns veranlasst und entgegengc­

noumen haben. Österreichischerseits wurden zunächst vom Bundeskanzleramt-

Aus~ärtige Angelegenheiten Anmeldungen, betreffend öster.reichische vermö­

gonsrecl1tliche Interessen in der ~SR entgegengenomnen, bzw. erstatteten die 
'1/ 

noch in der CSR lebenden betroffenen österreicher ihre Anmeldungen direkt-

b ci der zustäl'ldi~en polit ischen Vertretungsbeh5rde. Nach GründUllg des Bundes­

ministeriums für Vermögenssicherung und Wirtschaftsplanung und Ubertragung 

der Agenda an das genannte ltlnisterium erfolgte eine,~neuerliche Anrneldeaktiollt 

bzrr" wurden die einzelnen Vermögensbesitzer aufgefordert, ihre bereits 

vorliegenden Anmeldungen entsprechend zu ergänzen. Im Wege der Österrei-
v 

chi schell Gesandtschaft in Prag ist der 5sterreichische Besitz in der, CSR 

z'ITeoks Sicherstellung als öster~eichisches Vermögen bei dem ~sl. Regierungs-
, , 

bevollmäc'htigten beim finanzn1nisterium in Prag angemeldet uorden. 

, Gemäss § 15 des 6sterrelchischen Devisengesetzes vom 25.Juli 1946 

erfolgten darüber hinaus auch bei der Oesterreichischen Nationalbank Anrnel-
v 

dungen betreffend t5sterreichische Vermögens,Terte in der CSR. 

Nach den innerstaatlichen Bestimmungen gelangten zunächst 

gemäss dem ~sl.Dektet Nr. 95/45 Slg. f'ür Zwecke der Kon~kription Bankguthaben 

all~r Art, Wertpapiere s,orde Lebensversi chcrungspolizzen zur Anmeldung. 

Nach dem csl.Gesetz Nr.134/46 Slg-. betreffend c'lie Abga:be von Verm8genszurrachs 

und Vermögen, mussten 6stcrreichische-bekenntnispflichtige Personen ihre 

V(~rm6gcnsi7erte neu'rlich zur Anmeldung bringen, und schl1.oss1ioh wurden noch 

im Zus&~lel1hang mit dem sogenannten ~slJMillionärsgesetz Nr.185/47, novelliert 

durch das Gesetz Nr.180/48 Slg., Anmeldungen bcd den "&sl.Final1zämtern im Vlege 
'>I 

der Gesandtschaft der CSR in 1'lien erstattet. 
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Auf. Grund des österreiohisoh-tschechoslowakischen Abko~ens _ 
a.us dem Jahl"e 1949 über die Realisierung iSst crrciohischcr Rcpatriantenge1der 

" . in der CSR e~folgte eine neuerliche Anmeldeaktion, ~obei aber infolge des 
in Usterrei?h fRr_Kompensationszwcoke zur Verfügung gestandenen Sohilling­

Guthabens von rund llMillionen nur ein Bruchteil der Repatriantcnforderungen 
be~~ied1gt werden konnte. 

Die vorstehclld angeführten Antlleldungen WarCl'l mit h:Qhen Konsular­
bzw4StempelgebUhren und sonstigen Spesen verbunden, _obuohl es sich bei den 

'i bctrof;f'onen ~$terrcichern m8ist um vertriebene Ulld daher in grösste Not ge­
rate~e }.1ons011en handelt. Die österreiohischen Behörden haben bis zum houtigen 

Tage den Betroffenen noch immer keine Benachrichti.<'Sung zukommcn larse1t, 
wie e~ mitder.Aussioht auf die TIiedererlangung ih;er Vermög~ns~er~e steh~ 
bzw. uas·seitens der Bundesregicrung~in di~Ber Hinsicht bisher unternommen ~e. 
Eine de:ra.rtige Unterrichtung der Öffentlichkeit scheint desha.lb dringend ge­
boten, tteil in derCSR deI" österreichische landi1irtscl1aftliche Besit z gemäss 

oSI.Dekret Nr.12/45 Slg. zur Gänze beschlaglln}x:,lt und auch das nichtland­

'1irt$chaftliohe Vcrm8gen fast ausnahmslos nach dOlt Bestimmungen des ~sl. 
Konfiskationsdakretes_Nr.lOS/45 Slg. entschädigungslos zugunsten des csl. 
Stna.tes enteignet :ru.rde und an f'iverse Bewerber in der aaR abveräussart 

I[ordon ist, bzw. nooh wird. Dieses Versehen gegenüber österreichischen Vc~­
gcnsbcs1tzern in d~r aSR erklärt sich auf GrLuld der vo~ Obersten Vorwal­

t\tngsgcr1chtshof 1"n Bratislava gcübten JUdikatur, der--zufolge österreichische 
StaatSbUrgcrals pr:'rsonen deutsoher Nationalität anzusehen sind t sodo.ss sich 

die einsohlägigen Konfiskationsdekrete über die Beschlagnahme des feindlichen 
Vcr.oögens na~h innerstaatlichem ~sl.Recht auf österreichische Stuatsb~rger 
;:.:rstrecken sollen. 

\I 
l)urch das auf Grund des Beschlusses der Regierung der CSR in lrraft 

getretene Währun~reforrngesetz vom 30.MAi 1953 sind n~jehr auoh die gemäss dem 
~sl.Dekzet Nr.9S/45 Slg. anmeldepflichtig gei10senen Guthaben ( in eheo.RM bzv. . 

Protektoratskronen) so~ie ~sl.Wcrtpapi0re aller l~t für ~ertlos erklärt worden. 
Aus dell aneeführten Grtindensehen sibh daher die unterzeichneten 

Abgeordneten veranlasst, an den Herrn Bundes@iuister für die Ausuärtigcn Angele-
~enhciten die . 

A n fra g c 
zu stellen; 

·1.) Sil'ld bisher Vcrha:p.dlungcn ~itdcr ~SR über d(:n gcgel'l.st!indlichcl'l Fragwomp1ex 
go:f'Uhrt worden, und "Telche Erfolge haben si c gezeitigt? . 
2.) Ist (ler Bundesminister bereit, die Öffcntlichkeit über dSl1 Stand der Dinge 
1n d,iescr Fr~ße zu unterrichten? 

...... -.-.-
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